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Anlagen:
· Antrag auf Erstellung eines Gutachtens zur Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs

· Demande d’établissement d’un avis visant à constater la nécessité d’un soutien pédagogique spécialisé

Gesetzliche Grundlagen:
Dekret vom 31. August 1998 über den Auftrag an die Schulträger und das Schulpersonal sowie über die allgemeinen pädagogischen und organisatorischen Bestimmungen für die Regel- und Förderschulen, Artikel 93.1. bis 93.23
1 Allgemeine Grundsätze
Vorliegende Schulvorschrift gilt sowohl für Grund- als auch für Sekundarschüler.

Jedes Kind hat Anrecht auf eine ihm angemessene schulische Förderung. Diese individuelle Förderung findet im Rahmen von Präventionsmaßnahmen, Differenzierung im Unterricht oder Stützkursen in der Regelschule statt.
Im Falle von festgestelltem sonderpädagogischem Förderbedarf kommt der Schüler in den Genuss einer qualifizierten, angepassten sonderpädagogischen Förderung, die ihm entweder in einer Förderschule oder in einer Regelschule in Form eines Integrationsprojektes zuteilwird.

Die Zuerkennung von sonderpädagogischen Fördermitteln erfolgt im Rahmen der zur Verfügung stehenden Ressourcen und ist an die Einhaltung bestimmter Fristen gebunden.

Generell gibt es keinen Rechtsanspruch auf eine bestimmte Anzahl von Förderstunden oder integrative Förderung.

2 Was ist sonderpädagogische Förderung?

Sonderpädagogischer Förderbedarf besteht dann, wenn einem Förderbedarf mit den Mitteln allgemeinpädagogischer Maßnahmen nicht entsprochen werden kann. Dies ist der Fall, wenn das Ausmaß der Beeinträchtigung des Kindes oder des Jugendlichen so hoch ist, dass intensive Maßnahmen zur Entwicklungs- und Bildungsförderung notwendig werden und die Art der Beeinträchtigung spezifische Maßnahmen erfordert, für die Lehrer, Therapeuten und Pflegefachleute mit einer entsprechend fachlichen Ausbildung erforderlich sind.

Sonderpädagogische Förderung umfasst die Förderung von Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf gemäß einem individuellen Förderplan in Förderschulen oder in Regelschulen.

Umfang und Inhalt der sonderpädagogischen Förderung werden durch den individuellen sonderpädagogischen Förderbedarf sowie die personellen, materiellen und organisatorischen Rahmenbedingungen bestimmt. Diese Rahmenbedingungen sind zusammen mit den individuellen Bedürfnissen des Schülers maßgeblich für die Festlegung des Förderorts, wobei dies der Ort ist, an dem den Bedürfnissen des Kindes am ehesten und am besten entsprochen wird und wo es seine fachbezogenen und überfachlichen Kompetenzen und Entwicklungsziele am besten entwickeln kann.

3 Beratung der Erziehungsberechtigten

Die Erziehungsberechtigten haben das Recht auf eine objektive, professionelle und umfassende Beratung und Begleitung, insbesondere in der Zeit vor der Antragstellung sowie vor und während des Feststellungsverfahrens.

Die Beratung erfolgt in erster Linie durch die Schulleitung der vom Kind besuchten Schule oder durch die Schulleitung der Schule, in die die Erziehungsberechtigten das Kind oder den Jugendlichen einschreiben wollen. Wenn Kindergärtner oder Lehrpersonen durch ihre Beobachtungen zu der Vermutung gelangen, dass für ein Kind sonderpädagogischer Förderbedarf vorliegen könnte, ist unmittelbar ein Gespräch mit den Erziehungsberechtigten in die Wege zu leiten.

Die Erziehungsberechtigten können sich für die Beratung auch an Kaleido-Ostbelgien wenden.

Die Beratung und Information der Erziehungsberechtigten über die festgestellten Probleme des Kindes oder des Jugendlichen, die bisherigen Fördermaßnahmen sowie die Ergebnisse der eventuellen sonderpädagogischen Überprüfungen und die verschiedenen Möglichkeiten sonderpädagogischer Förderung sind möglichst umfassend und objektiv zu gestalten.

4 Wie wird das Verfahren zur Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs eingeleitet?

4.1. Form des Antrags
Wird sonderpädagogischer Förderbedarf bei einem Kind oder einem Jugendlichen vermutet, ist die Feststellung desselben bis zum 1. Februar bei Kaleido-Ostbelgien zu beantragen, wenn ab dem folgenden Schuljahr eine sonderpädagogische Förderung in einer Regel- oder Förderschule erfolgen soll.

Im Fall von Krankheit, Unfall oder Migration kann das Verfahren zur Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs außerhalb der oben angeführten Frist eingeleitet werden. Die Nichteinhaltung der Frist ist seitens des Antragstellers im Antrag zu begründen.

Der Antrag auf Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs (Formular siehe Anlage) wird von den Erziehungsberechtigten oder von dem Schulleiter der Regelschule, bei der das Kind oder der Jugendliche angemeldet werden soll oder angemeldet ist, schriftlich bei Kaleido-Ostbelgien eingereicht. Wenn die Regelschule das Verfahren einleiten will, muss das Einverständnis der Erziehungsberechtigten vorliegen (siehe 4.2.). 
Der Antrag auf Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs wird begründet. Hierzu können medizinische, psychologische oder andere fachliche Gutachten vorgelegt werden. Besucht das Kind oder der Jugendliche bereits eine Grund- oder Sekundarschule, sind im Antrag die bisher unternommenen Fördermaßnahmen anzuführen.

Mit ihrer Einverständniserklärung stimmen die Erziehungsberechtigten zu, dass alle Elemente der pädagogischen, psychologischen und medizinischen Untersuchungen, die für die Entscheidung der Förderkonferenz erforderlich sind, an deren Mitglieder weitergeleitet werden.

Die Einreichung eines Antrags eröffnet keinen Rechtsanspruch auf sonderpädagogische Förderung.

4.2. Antragstellung durch die Regelschule

Wenn der Schulleiter der Regelschule den Antrag auf Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs stellen will, informiert er die Erziehungsberechtigten per Einschreiben über dieses Vorhaben, führt die Gründe hierfür an und benennt Kaleido-Ostbelgien, bei dem der Antrag eingereicht wird.

Sind die Erziehungsberechtigten mit dem Vorhaben einverstanden, erteilen sie innerhalb einer Frist von acht Kalendertagen nach Erhalt des Einschreibens ihr schriftliches Einverständnis.

Erteilen die Erziehungsberechtigten nicht innerhalb einer Frist von acht Kalendertagen nach Erhalt des Einschreibens ihr schriftliches Einverständnis zur Einleitung eines Verfahrens zur Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs, kann der Schulleiter der Regelschule den Förderausschuss anrufen. 
Zu diesem Zweck richtet er ein Einschreiben an folgende Adresse: 

Ministerium der Deutschsprachigen Gemeinschaft

z.Hd. Frau Catherine Reinertz 

Gospertstraβe 1

4700 Eupen

Der Regelschulleiter setzt die Erziehungsberechtigten darüber in Kenntnis, dass er den Förderausschuss angerufen hat.

Der Förderausschuss übermittelt den Erziehungsberechtigten und dem Schulleiter der Regelschule binnen einer Frist von 20 Arbeitstagen ab dem Tag, an dem er den Einspruch erhalten hat, seine begründete Entscheidung per Einschreiben. 

Sind die Erziehungsberechtigten mit der Entscheidung des Förderausschusses nicht einverstanden, teilen sie dies dem Vorsitzenden des Förderausschusses innerhalb einer Frist von 14 Kalendertagen nach Erhalt des Einschreibens schriftlich mit. Dieser verweist dann die Angelegenheit an den zuständigen Jugendrichter. 

Der Förderausschuss verweist die Angelegenheit ebenfalls an den zuständigen Jugendrichter, wenn die Erziehungsberechtigten der vom Förderausschuss getroffenen Entscheidung nicht Folge leisten.

5 Welche Angaben beinhaltet das Gutachten von Kaleido-Ostbelgien?

Nach Erhalt des Antrags erstellt Kaleido-Ostbelgien im Rahmen einer pluridisziplinären Untersuchung ein begründetes Gutachten, in dem in verbindlicher Form festgehalten wird:

· ob bei dem Schüler sonderpädagogischer Förderbedarf besteht;

· welcher Art die Beeinträchtigung ist;

· in welchen Bereichen sonderpädagogische Förderung zu erbringen ist;

· welcher Art die erforderliche sonderpädagogische Förderung beziehungsweise die therapeutischen und pflegerischen Maßnahmen sind;
· welche Fähigkeiten, auf denen die Förderung aufbauen kann, vorhanden sind;

· welche Kontexte (= Umweltfaktoren) – seien sie unterstützend oder hemmend – bei der Förderung zu berücksichtigen sind.

Ist eine medizinische Untersuchung zur Feststellung der körperlichen Entwicklung und des Gesundheitszustands durchgeführt worden und enthält der ärztliche Bericht Angaben, die für die qualifizierte sonderpädagogische und therapeutische Förderung von Bedeutung sind, so sollten diese Angaben dem sonderpädagogischen Gutachten beigefügt werden.

Kaleido-Ostbelgien übermittelt das erstellte Gutachten bis spätestens 1. Mai des Schuljahres, das dem Schuljahr vorangeht, in dem die Fördermaßnahmen beginnen sollen, folgenden Personen:

· den Erziehungsberechtigten;

· dem Schulleiter der Regelschule, die das Kind beziehungsweise der Jugendliche besucht oder entsprechend dem Wunsch der Eltern besuchen soll;

· dem Schulleiter der Förderschule, mit der die Regelschule, die das Kind beziehungsweise der Jugendliche besucht oder entsprechend dem Wunsch der Eltern besuchen soll, bisher zusammengearbeitet hat, sofern in dem Gutachten festgehalten wurde, dass sonderpädagogischer Förderbedarf vorliegt.

6 Für wie lange gilt die Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs?

Das von Kaleido-Ostbelgien erstellte Gutachten, in dem der sonderpädagogische Förderbedarf festgestellt wird, behält seine Gültigkeit während 6 Schuljahren. Danach muss ggf. erneut ein Gutachten erstellt werden. 
Die Erziehungsberechtigten können aber sowieso beantragen, die Notwendigkeit des sonderpädagogischen Förderbedarfs von Kaleido-Ostbelgien überprüfen zu lassen. 

Die Förderkonferenz kann den sonderpädagogischen Förderbedarf aufheben, wenn der betreffende Schüler ein Abschlusszeugnis der Grundschule erhält.
7 Welche Folgen hat das Gutachten?

Wird in dem Gutachten festgehalten, dass sonderpädagogischer Förderbedarf besteht, entsteht im Rahmen der zur Verfügung stehenden Fördermittel ein Anspruch auf sonderpädagogische Förderung. Daraus ergibt sich jedoch kein Anspruch auf eine bestimmte Anzahl an Förderstunden beziehungsweise auf das zur Verfügung stellen der Fördermittel an einem bestimmten Ort.

Ist sonderpädagogischer Förderbedarf festgestellt worden, beantragen die Erziehungsberechtigten auf der Grundlage des Gutachtens eine Einschreibung ihres Kindes in eine Förderschule oder in eine Regelschule.

7.1. Wie erfolgt die Einschreibung in eine Förderschule?

Wird seitens der Erziehungsberechtigten die Einschreibung des Kindes beziehungsweise Jugendlichen, bei dem sonderpädagogischer Förderbedarf festgestellt wurde, in eine Förderschule gewünscht, tagt keine Förderkonferenz und das Kind besucht die ausgewählte Schule. Im Falle einer Neueinschreibung händigen die Erziehungsberechtigten dem Schulleiter das Gutachten aus. 
7.2. Wie erfolgt die Einschreibung in eine Regelschule?

Wird seitens der Erziehungsberechtigten die Einschreibung des Kindes beziehungsweise Jugendlichen, bei dem sonderpädagogischer Förderbedarf festgestellt wurde, in eine Regelschule gewünscht, beruft der Schulleiter der Regelschule, in die die Erziehungsberechtigten ihr Kind einschreiben möchten oder die ihr Kind bereits besucht, nach Erhalt des von Kaleido-Ostbelgien erstellten Gutachtens eine Förderkonferenz ein.

8 Worüber berät die Förderkonferenz?

8.1.  Zusammensetzung der Förderkonferenz

Der Förderkonferenz gehören folgende Mitglieder an:

· die Erziehungsberechtigten;

· der Schulleiter der Regelschule;

· der die jeweilige Klasse der Regelschule leitende Sekundarschullehrer, Primarschullehrer oder Kindergärtner;

· der Schulleiter der Förderschule, die mit der Regelschule zusammenarbeitet, oder dessen beauftragter Vertreter;

· ein Mitglied des Lehr-, Erziehungshilfs- oder paramedizinischen beziehungsweise sozialpsychologischen Personals derselben Förderschule.

Der Schulleiter der Regelschule ist Vorsitzender der Förderkonferenz. Auf Anfrage des Schulleiters der Regelschule können maximal zwei Vertreter der Unterrichtsverwaltung mit beratender Funktion an der Förderkonferenz teilnehmen. Die Anfragen werden an die jeweiligen Fachbereichsleitungen der Unterrichtsverwaltung gerichtet.

Die Erziehungsberechtigten haben das Recht, sich in der Förderkonferenz durch einen Berater ihrer Wahl begleiten zu lassen.

Ein von Kaleido-Ostbelgien, das den sonderpädagogischen Förderbedarf festgestellt hat, beauftragter Vertreter ist beratendes Mitglied der Förderkonferenz und wird zur Erläuterung des erstellten Gutachtens von der Förderkonferenz angehört.

Die Mitglieder der Förderkonferenz sind mindestens zehn Werktage vor der Sitzung der Förderkonferenz durch den Vorsitzenden der Förderkonferenz einzuladen. Durch die schriftliche Einladung der Erziehungsberechtigten werden die Rechte der Erziehungsberechtigten gesichert.

Die Förderkonferenz ist befugt, in einer Angelegenheit zu entscheiden, auch wenn ein Mitglied der Förderkonferenz oder sein Vertreter nicht zur Sitzung erscheinen sollte. Sollten also beispielsweise die Erziehungsberechtigten der Förderkonferenz fernbleiben, bleibt die Beschlussfähigkeit der Förderkonferenz dennoch erhalten.

8.2. Worüber entscheidet die Förderkonferenz?
Die Mitglieder der Förderkonferenz legen bis spätestens 31. Mai einvernehmlich für das folgende Schuljahr fest:

· ob das Kind beziehungsweise der Jugendliche ganz oder teilweise nach den Vorgaben der Rahmenpläne beziehungsweise ausschließlich nach einem individuellen Förderplan unterrichtet wird;

· die Förderziele;

· die pädagogischen, therapeutischen und/oder pflegerischen Fördermaßnahmen, die in die Wege geleitet werden sollen;

· den Förderort, an dem die Fördermittel eingesetzt werden können;

· die Unterrichtsform, falls es sich um einen Schüler handelt, der die Fördersekundarschule besucht oder besuchen soll.

Diese Entscheidungen werden schriftlich festgehalten und ausführlich begründet. Es besteht kein vom Ministerium vorgefertigtes Formular, auf dem diese Entscheidungen festzuhalten sind. Ferner sind die Entscheidungen nicht dem Ministerium zu kommunizieren.

Bei der Festlegung des Förderorts ist grundsätzlich eine Schule entsprechend dem Übereinkommen über die Rechte für Menschen mit Behinderungen, verabschiedet in der Vollversammlung der Vereinten Nationen am 13. Dezember 2006, zu bezeichnen. Wenn, ausgehend von dem individuellen sonderpädagogischen Förderbedarf des Schülers, die Förderkonferenz zu der Feststellung kommen sollte, dass die Förderschule der geeignete Förderort für den Schüler ist, kann sie als Förderort ebenfalls eine Förderschule bezeichnen. 

Die Förderkonferenz gibt zudem eine Empfehlung in Bezug auf die im folgenden Schuljahr einzusetzenden personellen Fördermittel (= Anzahl Förderstunden) ab. Nach Abschluss aller Förderkonferenzen treffen die Leiter der Förderschulen in enger Zusammenarbeit mit den betroffenen Regelschulen eine definitive Entscheidung über die einzusetzenden personellen Fördermittel. Diese teilen sie den Leitern der Regelschulen bis spätestens 15. Juni schriftlich mit. Maßgebend ist das Datum des Poststempels.

Der Leiter der Regelschule teilt den Erziehungsberechtigten die begründete Entscheidung über die einzusetzenden personellen Fördermittel bis spätestens 20. Juni per Einschreiben oder per Aushändigung mit Empfangsbestätigung mit. Das Datum des Poststempels oder der Empfangsbestätigung ist maßgebend.
Wird das Verfahren zur Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs im Fall von Krankheit, Unfall oder Migration eines Schülers außerhalb der festgelegten Fristen eingeleitet und bei dem betroffenen Schüler sonderpädagogischer Förderbedarf festgestellt, kann die Förderkonferenz außerhalb der angeführten Fristen tagen.

8.3. Was geschieht, wenn kein Einvernehmen in der Förderkonferenz erzielt wird?

Wird in der Förderkonferenz kein Einvernehmen zwischen den Mitgliedern erzielt, verweist der Leiter der Regelschule die Akte per Einschreiben innerhalb einer Frist von acht Kalendertagen nach Abschluss der Beratungen in der Förderkonferenz an den angeführten Förderausschuss. Er richtet das Einschreiben an folgende Adresse:

Ministerium der Deutschsprachigen Gemeinschaft

z.Hd. Frau Catherine Reinertz 

Gospertstraβe 1

4700 Eupen

Diesem Einschreiben sind folgende Dokumente beizufügen:

· das von Kaleido-Ostbelgien erstellte Gutachten zur Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs. Bezieht sich die Angelegenheit auf die Beendigung eines Integrationsprojektes, ist das unter Punkt 2 angeführte von Kaleido-Ostbelgien erstellte Gutachten ebenfalls beizufügen;

· ein Bericht zur bisherigen Lernbegleitung und Förderung des Schülers, erstellt vom Leiter der Schule, in der der Schüler bisher beschult wurde;

· das Protokoll der Förderkonferenz;

· ggf. eine schriftliche Stellungnahme der Erziehungsberechtigten;

· eine Kopie des letzten Zeugnisses des Schülers;

· eine schriftliche Stellungnahme des Klassenleiters, falls er nicht persönlich zur Sitzung des Förderausschusses erscheinen kann.

Die Begutachtung und Entscheidungsfindung durch den Förderausschuss erfolgt erst, wenn die hierüber angeführten Dokument vollständig vorliegen.

Der Förderausschuss übermittelt den Erziehungsberechtigten, dem Leiter der Regelschule und dem Leiter der Förderschule per Einschreiben seine begründete Entscheidung sowie seine Empfehlung in Bezug auf die im folgenden Schuljahr einzusetzenden personellen Fördermittel innerhalb einer Frist von 20 Arbeitstagen nach Versand des oben erwähnten Einschreibens.

Sind die Erziehungsberechtigten mit der Entscheidung des Förderausschusses nicht einverstanden, teilen sie dies dem Präsidenten des Förderausschusses innerhalb einer Frist von 14 Kalendertagen nach Versand des Einschreibens, das die Entscheidung beinhaltet, schriftlich mit. Dieser verweist dann die Angelegenheit an den zuständigen Jugendrichter. 

9 Förderplan und Förderportfolio

9.1. Individueller Förderplan

Unter der Verantwortung des Schulleiters der von der Förderkonferenz als Förderort bezeichneten Schule und unter Mitwirkung der Erziehungsberechtigten sowie der mit der Durchführung der Fördermaßnahmen betrauten Mitglieder des Direktions-, Lehr-, Erziehungshilfs-, paramedizinischen und sozialpsychologischen Personals wird zu Beginn des Schuljahres für jeden Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf ein individueller Förderplan erstellt. Dieser Förderplan umfasst Folgendes:

· eine genaue Beschreibung der Förderziele, die in Zusammenarbeit mit den 


Erziehungsberechtigten erreicht werden sollen;

· die Beschreibung der Fördermaßnahmen und die Namen der Mitglieder des Direktions-, Lehr-, Erziehungshilfs-, paramedizinischen und sozialpsychologischen Personals, die mit der Durchführung betraut sind.

Im Rahmen der Erstellung des Förderplans können auch außenstehende Fachleute beratend hinzugezogen werden.

9.2. Förderportfolio

Die mit der Durchführung des Förderplans betrauten Mitglieder des Direktions-, Lehr-, Erziehungshilfs-, paramedizinischen und sozialpsychologischen Personals dokumentieren ihre Sicht über die Lernstandsentwicklung und die Umsetzung des Förderplans in einem Förderportfolio. Die Verantwortung für das Führen des Förderportfolios liegt bei dem Schulleiter des Förderortes.
9.3. Evaluation

Die mit der Durchführung des Förderplans betrauten Mitglieder des Direktions-, Lehr-, Erziehungshilfs-, paramedizinischen und sozialpsychologischen Personals evaluieren auf Grundlage des individuellen Förderplans und des Förderportfolios mindestens einmal pro Schuljahr gemeinsam mit den Erziehungsberechtigten, inwieweit die im individuellen Förderplan festgelegten Förderziele erreicht worden sind. Gegebenenfalls korrigieren sie die Ziele und die entsprechenden Maßnahmen.

10 Wann wird über Weiterführung oder Beendigung eines Integrations-projektes entschieden?

10.1. Allgemeines
Kein Integrationsprojekt – sei es in der Grund- oder Sekundarschule – wird automatisch verlängert. Es bedarf hierzu immer einer Entscheidung der Förderkonferenz. 

Auf der Grundlage einer mindestens einmal jährlich durchgeführten Evaluation entscheiden die Mitglieder der Förderkonferenz jeweils bis zum 31. Mai des laufenden Schuljahres einvernehmlich über die Weiterführung oder Beendigung eines laufenden Integrationsprojektes für das nächste Schuljahr.

Wird in der Förderkonferenz kein Einvernehmen zur Frage der Weiterführung, Beendigung oder des Abbruchs eines Integrationsprojektes erzielt, verweist der Leiter der Regelschule die Akte entsprechend der unter Punkt 8.3. dargelegten Modalitäten und Fristen an den Förderausschuss.
10.2. Weiterführung eines Integrationsprojektes

Sprechen sich die Mitglieder der Förderkonferenz für eine Weiterführung der sonderpädagogischen Förderung in der Regelschule aus, legen sie bis zum 31. Mai des laufenden Schuljahres einvernehmlich für das folgende Schuljahr fest:

· ob das Kind beziehungsweise der Jugendliche ganz oder teilweise nach den Vorgaben der Rahmenpläne beziehungsweise ausschließlich nach einem individuellen Förderplan unterrichtet wird;

· die Förderziele;

· die pädagogischen, therapeutischen und/oder pflegerischen Fördermaßnahmen, die in die Wege geleitet werden sollen.

Die Förderkonferenz gibt zudem eine Empfehlung in Bezug auf die im folgenden Schuljahr einzusetzenden personellen Fördermittel ab. Nach Abschluss aller Förderkonferenzen treffen die Leiter der Förderschulen in enger Zusammenarbeit mit den betroffenen Regelschulen eine definitive Entscheidung über die einzusetzenden personellen Fördermittel. Diese teilen sie den Leitern der Regelschulen bis spätestens 15. Juni per Einschreiben mit. 
Der Leiter der Regelschule teilt den Erziehungsberechtigten die begründete Entscheidung über die Weiterführung und die einzusetzenden personellen Fördermittel bis spätestens 20. Juni per Einschreiben oder per Aushändigung mit Empfangsbestätigung mit. Das Datum des Poststempels oder der Empfangsbestätigung ist maßgebend.
10.3. Beendigung eines Integrationsprojektes

Sprechen sich die Mitglieder der Förderkonferenz gegen eine Weiterführung der sonderpädagogischen Förderung in einer Regelschule aus, legen sie bis zum 31. Mai des laufenden Schuljahres einvernehmlich fest, ob die weitere Beschulung in der Regelschule ohne sonderpädagogische Hilfe oder in einer Förderschule erfolgen soll.

Die Entscheidung über die Beendigung der sonderpädagogischen Förderung in der Regelschule kann nur erfolgen, wenn im Vorfeld:

· ein Gutachten von Kaleido-Ostbelgien eingeholt und dieses in der Förderkonferenz erläutert worden ist;

· die Stellungnahme der Erziehungsberechtigten eingeholt worden ist.

Der Leiter der Regelschule lässt den Erziehungsberechtigten bis spätestens 31. Mai des laufenden Schuljahres die begründete Entscheidung über die Beendigung der sonderpädagogischen Förderung in der betreffenden Regelschule und den zukünftigen Förderort per Einschreiben oder per Aushändigung mit Empfangsbestätigung zukommen. Das Datum des Poststempels oder der Empfangsbestätigung ist maßgebend.
10.4. Abbruch eines Integrationsprojektes im Laufe des Schuljahres

In Ausnahmefällen kann ein Integrationsprojekt im Laufe des Schuljahres abgebrochen werden ein. Der Abbruch erfolgt auf Grundlage einer einvernehmlichen Entscheidung der Mitglieder der Förderkonferenz. Sie können diese Entscheidung nur treffen, wenn im Vorfeld:

· ein Gutachten von Kaleido-Ostbelgien eingeholt wurde;

· die Stellungnahme der Erziehungsberechtigten eingeholt wurde.

Der Leiter der Regelschule lässt den Erziehungsberechtigten die begründete Entscheidung über die Beendigung der sonderpädagogischen Förderung in der betreffenden Regelschule und den zukünftigen Förderort per Einschreiben zukommen. Er setzt zudem die Unterrichtsverwaltung über den Abbruch in Kenntnis.

10.5. Einholung eines Gutachtens bei Kaleido-Ostbelgien
Sind die Erziehungsberechtigten grundsätzlich nicht damit einverstanden, das unter Punkt 10.3 und 10.4 angeführte Gutachten bei Kaleido-Ostbelgien einzuholen, kann der Schulleiter der Regelschule den Förderausschuss anrufen. Er setzt die Erziehungsberechtigten davon in Kenntnis, dass er den Förderausschuss anruft.

Der Förderausschuss übermittelt den Erziehungsberechtigten und dem Regelschulleiter binnen einer Frist von 20 Arbeitstagen ab dem Tag, an dem er den Einspruch erhalten hat, seine Entscheidung per Einschreiben. 

Sind die Erziehungsberechtigten mit der Entscheidung des Förderausschusses nicht einverstanden, teilen sie dies dem Präsidenten des Förderausschusses innerhalb einer Frist von 14 Kalendertagen nach Erhalt des Einschreibens schriftlich mit. Dieser verweist dann die Angelegenheit an den zuständigen Jugendrichter. 

Der Förderausschuss verweist die Angelegenheit ebenfalls an den zuständigen Jugendrichter, wenn die Erziehungsberechtigten der vom Förderausschuss getroffenen Entscheidung nicht Folge leisten.

11 Welche Abschlüsse erhalten Integrationsschüler?

Bei den Integrationsschülern handelt es sich um reguläre Schüler einer Regelgrund- oder Regelsekundarschule. Sie unterliegen denselben Versetzungskriterien wie die übrigen Schüler. Den Integrationsschülern werden somit die üblichen Abschlüsse bzw. Orientierungsbescheinigungen und keine „Sonderabschlüsse“ verliehen.
12 Was muss beachtet werden bei einem Schulwechsel während des Schuljahres?

Während des Schuljahres ist ein Schulwechsel im Grundschulwesen nur aufgrund eines Wohnsitzwechsels zulässig. Der Schulleiter der aufnehmenden Schule informiert die Schulinspektion über diesen Wechsel, sobald der Schüler die neue Einrichtung besucht.

In außergewöhnlichen Fällen können die Erziehungsberechtigten einen begründeten Antrag auf Schulwechsel im Laufe des Schuljahres einreichen. Dieser Antrag wird über den Schulleiter der Schule, in die das Kind eingeschrieben werden soll, bei der Schulinspektion und Beratung eingereicht. Dieser Antrag enthält das Gutachten des Leiters der Schule, in die das Kind eingeschrieben werden soll, sowie das Gutachten des Leiters der Schule, aus der der Schüler kommt. Die Schulinspektion trifft ihre Entscheidung über den Schulwechsel innerhalb von 10 Werktagen nach Erhalt des Antrags. Die Schulferien gelten nicht als Werktage. Der Wechsel kann erst vollzogen werden, wenn die Genehmigung durch die Schulinspektion vorliegt. Nach Ablauf der Frist oder bei Stillschweigen der Schulinspektion gilt der Antrag nur als genehmigt, wenn die Gutachten beider Schulleiter positiv sind.

Wird einem Antrag auf Schulwechsel (vor Beginn des Schuljahres oder im Laufe des Schuljahres) eines Schülers, bei dem sonderpädagogischer Förderbedarf festgestellt wurde und für den als Förderort eine Regelschule bezeichnet wurde, stattgegeben, beruft der Leiter der Regelschule, die den Schüler aufnimmt, unverzüglich eine neue Förderkonferenz ein.

Ist der Schulwechsel mit einem Abbruch eines Integrationsprojektes verbunden, gelten ferner die unter Punkt 10.4. dargelegten Modalitäten. 

13 Welche administrativen Schritte sind zu unternehmen im Falle einer Reorientierung eines Förderschülers in den Regelgrundschulunterricht?

Hier ist zu unterscheiden, ob die Beschulung in der Regelschule in Form eines Integrationsprojektes erfolgen soll oder nicht.

· Beschulung in Form eines Integrationsprojektes

Wenn die Erziehungsberechtigten eines Kindes, das in einer Förderschule eingeschrieben ist, eine Beschulung in einer Regelschule in Form eines Integrationsprojektes wünschen, wenden sie sich an den Schulleiter der Regelschule, die das Kind gemäß dem Wunsch der Erziehungsberechtigten besuchen soll. Der Regelschulleiter beruft eine Förderkonferenz ein, die dann die weiteren Entscheidungen trifft.

Seitens von Kaleido-Ostbelgien ist keine zusätzliche Bescheinigung auszustellen.
· Beschulung in einer Regelschule ohne Zurverfügungstellung von Integrationsstunden

Der Wechsel von der Fördergrundschule zur Regelgrundschule (ohne Zurverfügungstellung von Integrationsstunden) ist nur möglich, wenn der sonderpädagogische Förderbedarf des Schülers seitens von Kaleido-Ostbelgien überprüft und in einem Gutachten von Kaleido-Ostbelgien festgehalten wird, dass kein sonderpädagogischer Förderbedarf vorliegt.

14 Welche administrativen Schritte sind zu unternehmen im Falle eines Wechsels von einer Regel- oder Förderprimarschule oder Regelsekundarschule zu einer Fördersekundarschule?

Bevor die Einschreibung in einer Fördersekundarschule erfolgen kann, ist der sonderpädagogische Förderbedarf des Schülers seitens von Kaleido-Ostbelgien zu überprüfen und in einem entsprechenden Gutachten festzuhalten.
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